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Erstes Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements für Ge-

meinden und Gemeindeverbände in Nordrhein-Westfalen (1. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – 

NKFWG) – Anwendung des Art. 8 § 4 

Hier: Ihr Schreiben vom 28.08.2012 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Katczynski, 

 
mit vorgenanntem Schreiben hatten Sie uns die Auffassung der VERPA zur Auslegung der seinerzeit 

noch geplanten und inzwischen in Gesetzeskraft erwachsenen Vorschrift des Art. 8 § 4 NKFWG 

übermittelt. Die darin geschilderte Auffassung zur Auslegung der Vorschrift entspricht auch unserem 

mit dem Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen (MIK NRW) 

abgestimmten Verständnis der Regelung, das wir – wie von Ihnen angeregt – entsprechend auch im 

Rahmen der Anhörung vor dem Ausschuss für Kommunalpolitik des Landtages am 07.09.2012 erläu-

tert haben. 

 

Die Regelung beinhaltet, dass mit Bezug auf die dem Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2011 beige-

fügten Jahresabschlüsse der Vorjahre sämtliche Verfahrensschritte zwischen der Bestätigung des 

Entwurfs durch den Hauptverwaltungsbeamten und der Anzeige bei der Kommunalaufsichtsbehörde 

entfallen. Es findet – soweit eine solche nicht bereits geschehen sein sollte – weder eine Prüfung noch 

eine Feststellung dieser Jahresabschlüsse oder eine Entlastung der Verwaltung statt. Dies entspricht 

der Gesetzessystematik, die an die Beifügung der bestätigten Entwürfe unmittelbar die Anzeige im 

mailto:stefan.katczynski@verpa-nrw.de
mailto:Kraack@lkt-nrw.de
mailto:birgit.frischmuth@staedtetag.de
mailto:andreas.wohland@kommunen-in-nrw.de


 - 2 - 

Anhang zum Jahresabschluss 2011 vorsieht. Der Gesetzgeber hat dieses Verständnis auch in der Ge-

setzesbegründung erläutert. Eine Vollprüfung findet damit erstmals wieder mit Bezug auf den 

Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2011 statt. Erst zu diesem Jahresabschluss erfolgen sämtliche 

Prüfungsschritte, eine Feststellung, Entlastung und Anzeige. Dabei sind die Ansätze des Jahresab-

schlusses 2011 (Anfangsvermögen) auf Folgerichtigkeit zu prüfen: Die Ansätze müssen sich schlüssig 

aus denen der bestätigten Entwürfe der Jahresabschlüsse der Vorjahre des Haushaltsjahres 2011 erge-

ben. Eine materielle Vollprüfung bereits der Ansätze ist durch den Gesetzgeber nicht gewollt. 

Angestrebt wird durch den Gesetzgeber eine einmalige Verfahrenserleichterung mit dem Ziel, alle 

Kommunen und die Kommunalaufsicht in Nordrhein-Westfalen in die Lage zu versetzen, erstmals 

nach Umstellung auf das Neue Kommunale Finanzmanagement (NKF) einheitlich auf aktuelle Jahres-

abschlüsse zurückgreifen zu können. Der teils erhebliche Verfahrensnachlauf der Behandlung der 

Eröffnungsbilanzen und der Jahresabschlüsse der vergangenen Jahre soll einmalig beendet werden. 

Die örtliche Rechnungsprüfung soll nicht mehr – wie in den letzten Jahren häufig – mehrere Ab-

schlüsse gleichzeitig prüfen müssen, sondern sich auf den aktuellen Jahresabschluss konzentrieren 

können. Eine materielle Vollprüfung der Ansätze (Anfangsvermögen) des Jahresabschlusses 2011 

dagegen bedeutete keine Verfahrenserleichterung und entspräche eindeutig nicht dem Willen des Ge-

setzgebers des Art. 8 § 4 NKFWG. 

 

Der Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2011 erhält damit nach der am 29.09.2012 in Kraft getrete-

nen Ausnahmeregelung des Art. 8 § 4 NKWG einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk, wenn 

seine Ansätze (Anfangsvermögen) sich formell folgerichtig aus denen der Vorjahre ergeben: Diesbe-

züglich findet allein der Grundsatz der formellen Bilanzkontinuität Anwendung. 

 

Wir gehen davon aus, dass wir damit dem gemeinsamen Anliegen Rechnung tragen, die Rechnungs-

prüfung erstmals seit Einführung des NKF wieder auf die Jahresabschlüsse des Vorjahres zu 

konzentrieren und damit das Rechnungsprüfungsregime im Sinne der Kontrolle und Transparenz voll 

zum Tragen zu bringen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
 

 

 

Helmut Dedy 

Ständiger Stellvertreter des 

Geschäftsführenden Vorstandsmitglieds 

des Städtetages Nordrhein-Westfalen 
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